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DEUTSCHER BUNDESTAG 


Beschluß 

in der Wahlanfechtungssache - AZ 109/49 - 

des Hans Oswald, Bergstetten, Gemeinde Sulzdorf, Haus Nr. 32, 

betr. die Wahl zum ersten Deutschen Bundestag im Lande Bayern, 
Bundeswahlkreis 44 - Donauwörth - am 14. August 1949 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . Sitzung vom 

beschlossen ; 

Der Einspruch des Hans Oswald, Bergstetten, gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum ersten Deutschen 
Bundestag im Lande Bayern, Bundeswahlkreis 44 
- Donau wörth - am 14, August 1949 wird zurück- 
gewiesen. 

Tatbestand; 

Der Einsprediende, Hans Oswald aus Bergstetten (Gemeinde Sulz- 
dorf, Landkreis Donauwörth) hat gegen die Gültigkeit der 
Bundestagswahl vom 14. August 1949 im Lande Bayern, Bundes- 
wahlkreis 44 - Donauwörth - Einspruch eingelegt. 

Zur Begründung seiner Wahlanfeditung hat er geltend gemacht, 
daß ihm am Tage der Wahl seitens der Wahlleitung verboten 
worden sei, den ausgefüllten Stimmzettel zweimal zu falten und 
daß es ihm weiter untersagt worden sei, den Stimmzettel selbst 
in die Urne zu werfen. Die Wahlleitung habe von ihm verlangt, 
daß der Stimmzettel nur einmal in der Q Verrichtung gefaltet 
werden dürfe, und dann durdi den Wahlvorsteher selbst oder 
einen seiner Vertreter in die Wahlurne gelegt werden müsse. 

Hierin sieht der Einsprechende eine V erletzung der Bayerischen 
Wahlbestiinmungen. 

ln der öffentlichen, mündlichen Verhandlung ist der Einspruchs- 
kläger nidit erschienen und hat sich auch nicht vertreten lassen. 


Eiitscheidungsgründe ; 

Die Auffassung des Einsprechenden, daß der Stimmzettel zweimal 
hätte gefaltet sein müssen, ist zutreffend. Der § 41 Abs, 3 
und 4 der Bayerischen V er Ordnung vom 6. Juli 1949 sieht dies 
ausdrücklich vor. 



Die gleiche Vorschrift bestimmt, daß der Wahlvorsteher oder 
einer seiner Vertreter den Wahlzettel in die Urne zu legen hat 
und nicht, wie der Einsprechende geltend macht, der Wähler. 
Insofern ist die Rüge des Einspruchsführers, daß er selbst den 
Stimmzettel in die Urne zu legen habe, unbegründet. 

Soweit der Einspruchskläger mit Redit darauf hingewiesen hat, 
daß der Wahlzettel nicht einmal, sondern zweimal hätte gefaltet 
werden müssen, w ill er zum Ausdruck bringen, daß eine Verletzung 
des Wahlgeheimnisses möglich gewesen sei. Der Einspruchsführer 
behauptet jedoch selbst nicht, daß eine derartige Verletzung des 
Wahlgeheimnisses in einem konkreten Falle erfolgt sei. Die bloße 
Möglichkeit einer V erletzung des Wahlgeheimnisses genügt nicht, 
um die Anfechtung der Bundestagswahlen durdi den Einsprechenden 
für berechtigt zu erklären. 

Der Einspruch mußte daher zurückgewiesen w^erden. 


Rechtsmittelbelehruiig; 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes für das 
Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243) das Rechtsmittel der Beschw erde an das Bundesverfassungs- 
gericht binnen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter 
den im § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angegebenen 
Voraussetzungen zulässig. 



